
Die Pipeline – mit dem internationalen
Projektnamen »North-European Gas Pipe-
line (NEGP)« – soll ab 2010 neu entdeck-
te Erdgasvorkommen in Westsibirien mit
Märkten in Deutschland und anderen
westeuropäischen Ländern verbinden.
Zunächst wird ein Leitungsstrang, der
einen Durchmesser von 1,2 Meter haben
wird, mit einer jährlichen Transportkapa-
zität von 27,5 Milliarden Kubikmetern
Erdgas gebaut. Mit einem zweiten Strang
soll die Kapazität später verdoppelt wer-
den. Aktuellen Schätzungen zufolge lie-
gen die Kosten für die Ostseetrasse bei
mindestens vier Milliarden Euro. Ange-
dacht ist zusätzlich der Bau von Pipeline-
abzweigungen in der Ostsee nach Skandi-
navien und in das Baltikum. Wann
allerdings nach dem Medienspektakel von
Anfang Dezember genau mit der Rohrver-
legung in der Ostsee begonnen wird, steht
noch nicht fest. Bisher liegt nämlich noch
keine der gesetzlich vorgeschriebenen Un-
tersuchungen vor (Umweltverträglich-
keitsstudie, Flora-Fauna-Habitat etc.).

Hinter der Ostsee-Pipeline stehen die
deutschen Unternehmen Ruhrgas, eine
E.ON-Tochter, und Wintershall (gehört
der BASF-Gruppe an) sowie der russische
Gaskonzern Gazprom, an dem Ruhrgas
einen Anteil von mehr als sechs Prozent
hält. Für die Projektverwirklichung haben
die drei Partner ein deutsch-russisches
Gemeinschaftsunternehmen – laut ARD-
Tagesschau mit Sitz im Steuerparadies
Zug in der Schweiz – gegründet, an dem
Gazprom mit 51 Prozent und Wintershall
und Ruhrgas mit jeweils 24,5 Prozent be-
teiligt sind.

Bisher gelangt der Großteil des russi-
schen Erdgases auf dem Festland in die
Bundesrepublik – die entsprechende Pipe-
line führt unter anderem durch Polen,
das davon erheblich profitiert, weniger in
der eigenen Versorgung als vielmehr

durch die erhobenen Transitgebühren.
Entsprechend stark ist denn auch der Pro-
test gegen das neue Projekt, es gilt als
nicht ausgeschlossen, dass die jüngsten
Wahlergebnisse im Nachbarland – mit
einer Deutschland nicht per se freundlich
gesinnten Regierung – auch dem Projekt
Ostsee-Pipeline geschuldet sind. Lautes
Murren ist auch aus dem Baltikum zu
hören, dessen Staaten sowohl um die Ge-
fahren des Ostsee-Projekts wissen als
auch auf eigene Einnahmen durch eine
Überlandtrassierung neuer Pipelines ge-
hofft hatten.

Dass die neue Trasse auf dem Meeres-
grund gebaut werden soll, wird seitens der
Projektbetreiber denn auch offen vor allem
mit den verhältnismäßig hohen Transitko-
sten von Landleitungen bei der Querung
diverser osteuropäischer Staaten begrün-
det (1). Ob die technisch viel aufwendigere
Ostsee-Trasse hierzu im Vergleich wirklich
wirtschaftlicher ist, erscheint allerdings

ungewiss und kann hier und heute noch
nicht beantwortet werden. Sicher scheint
aber, dass die Ostsee-Pipeline ganz andere
Risiken beinhaltet. Besonders unkalkulier-
bar sind dabei die erheblichen Munitions-
altlasten in der Ostsee.

Bisher ist über die geplante Verlegetech-
nik der beiden Pipeline-Stränge nichts be-
kannt. Auf weichem Grund, wie er in den
tieferen Bereichen der Ostsee vorliegt,
wird die Pipeline allein auf Grund ihres
Eigengewichts tief in das Sediment absin-
ken; das wird ein kontinuierlicher Prozess
sein, der auch während des Betriebs an-
halten wird. Zusätzlich könnte, um übe-
rall aus Sicherheitsgründen eine vorbe-
stimmte Verlegetiefe zu garantieren, mit
ferngesteuerten Spül- beziehungsweise
Baggerverfahren die Pipeline in das Sedi-
ment eingebracht werden. Jede Röhre
wird wahrscheinlich außen mit Asphalt
und Beton bedeckt, damit sie noch schwe-
rer und damit stabiler wird und einen
besseren Schutz vor Fischtrawlern hat,
deren Grundnetze sie beschädigen könn-
ten. Hierdurch könnten auch Ankerein-
wirkungen oder in Flachwasserbereichen
Auswirkungen durch Grundberührungen
beispielsweise von großen Fähren, wie sie
für Schäden beim »Baltic Cable« beschrie-
ben sind, minimiert werden. Zudem sind
mehrere größere Kompressorstationen
auf dem Ostseegrund zu bauen, um den
erforderlichen Transportdruck in der
Rohrleitung aufrecht zu erhalten.

Jede Baumaßnahme im Meer ist mit
verschiedenen Risiken verbunden. Neben
den rein technischen Schwierigkeiten
beim Bau einer großen Pipeline über
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Am 9. Dezember 2005 ist in Babajewo, ungefähr 800 km östlich von

St.Petersburg, unter großem Mediengetöse die erste Schweißnaht gesetzt

worden für die neue Erdgas-Pipeline zwischen Russland und Deutschland.

Drei Monate zuvor hatte der damals noch amtierende deutsche

Bundeskanzler Gerhard Schröder zusammen mit Russlands Präsidenten

Wladimir Putin in Berlin das Projekt offiziell bekannt gegeben; jetzt wurde

der Pensionär von seinem russischen Freund mit dem Aufsichtsratsvorsitz der

Projektbetreibergesellschaft belohnt. Rund 1200 Kilometer der Rohrleitung

sollen über den Grund der Ostsee von Wyborg an der Grenze zu Finnland bis

zur deutschen Anlandung bei Lubmin nahe Greifswald verlaufen (1): Ein

Vorhaben, das wegen einer Vielzahl von Risiken zunehmend auf

unterschiedlichste Kritik stößt.
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lange Strecken muss speziell im Bereich
der Ostsee mit dem weiträumigen Vorkom-
men von Rüstungsaltlasten aus den zwei
Weltkriegen gerechnet werden. Jeder me-
chanische Eingriff während des Baus und
Betriebs kann hierbei zu unerwarteten
und unkalkulierbaren Auswirkungen
führen. Grundsätzliches Problem ist, dass
über das genaue Vorkommen und die Ver-
breitung von Munitionskörpern am Grund
der Ostsee nur sehr wenig bekannt ist.

Aus militärstrategischen Gründen 
wurden schon während des Ersten Welt-
kriegs mindestens 20.000 Seeminen in
der Ostsee ausgelegt. Im Verlaufe des
Zweiten Weltkriegs wurden dort etwa
100.000 Seeminen und andere Sperr-
schutzmittel eingesetzt (2). Sofort nach
Ende der Kriege gab es zwar jeweils um-
fangreiche Räumungen, so dass innerhalb
weniger Jahre die Schifffahrt auf festge-
legten schmalen Zwangswegen diese Ge-
biete relativ gefahrlos queren konnte. Bis
heute ist aber weiterhin mit dem Vorkom-
men von scharfen Minen speziell auch im
Bereich der geplanten Pipeline-Trasse zu
rechnen. Vor allem in den Seegebieten vor
Polen, den baltischen Ländern und im
Finnischen Meerbusen lagern noch große
Mengen von Minen, die unter anderem zu
den so genannten deutschen Wartburg-
Sperren gehörten.

Jährliche Räumeinsätze
Seit 1996 gibt es daher dort jährlich

mehrwöchige internationale Räumeinsät-
ze unter der heutigen Bezeichnung »Open
Spirit«. Bisher konnten dadurch auch
unter Beteiligung der deutschen Marine
325 Minen und Torpedos gefunden und
geborgen werden; die Räumeinsätze sol-
len, da dort noch zehntausende Sperrmit-
tel vermutet werden, viele Jahre weiterge-
führt werden. Auch an der deutschen
Ostseeküste ist bis heute mit Minen zu
rechnen. So mussten zwischen 1993 und
1997 an der Küste von Mecklenburg-Vor-
pommern insgesamt 24 Seeminen
geräumt beziehungsweise als »Strandgut«
beseitigt werden (2).

Durch Bombardierungen vor allem von
Hafenstädten und strandnahen Kriegsein-
richtungen wurden umliegende Gewäs-
serbereiche auch mit einer Vielzahl von
nicht detonierten Kampfmitteln als weite-
re direkte Kriegsfolge belastet. Speziell im
Bereich Usedom und Greifswalder Bod-
den, wo die Anlandung der Pipeline ge-
plant ist, ist mit erhöhtem Vorkommen
von Munition zu rechnen. Erste eigene
Recherchen haben ergeben, dass das See-
gebiet vor Usedom teilweise mit bis zu 
70 Tonnen Blindgängern pro Quadratki-
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LESERBRIEF

zum Artikel »Das vergessene Erbe« in Heft 3 / 2005

Sehr geehrte Damen und Herren,

(...) in der jüngsten Septemberausgabe veröffentlichen Sie einen Artikel über Rüstungsalt-
lasten in der Nordsee, der mich wegen fehlender Inhalte enttäuscht hat.

Wenn Sie den Autor des Beitrages als einen überregional anerkannten Experten bezeich-
nen, dann dürfte ihm eigentlich nicht entgangen sein, dass das Niedersächsische Umweltmi-
nisterium in den Jahren 1990-1993 eine umfangreiche Gefährdungsabschätzung der
Munitionsversenkungsgebiete in den niedersächsischen Küstengewässern durchgeführt hat.
(...) Die Studie ist zu nachvollziehbaren und klaren Ergebnissen gekommen.

In dem von Ihnen veröffentlichten Beitrag wird auf die Ergebnisse der durchgeführten
Gefährdungsabschätzung in keiner Weise eingegangen. Es drängt sich deshalb die Frage auf,
ob der Autor des Beitrages wesentliche Elemente des Themas übersehen hat.

Ich erlaube mir deshalb, Ihnen mit der Anlage die Veröffentlichung »Munition im Fischer-
netz« zu überreichen. In dieser Publikation werden die Ergebnisse der Gefährdungsabschät-
zung anschaulich zusammengefasst. Sie ist vom damaligen Leiter des niedersächsischen
Kampfmittelbeseitigungsdienstes und mir veröffentlicht worden. Zum Zeitpunkt der Gefähr-
dungsabschätzung war ich Referatsleiter für Rüstungsaltlasten im Niedersächsischen Umwelt-
ministerium (...).

Dr. Hans-Jürgen Rapsch

Niedersächsisches Umweltministerium, Hannover

Antwort auf den Leserbrief

Sehr geehrter Herr Dr. Rapsch,

ich begrüße es, dass sich das Niedersächsische Umweltministerium kritisch mit der Proble-
matik Rüstungsaltlasten im Meer befasst. Überraschenderweise habe ich aber vor längerem
feststellen müssen, dass in Ihrem Buch »Munition im Fischernetz«, das die Ergebnisse aus
den damals beauftragten und nicht frei zugänglichen Gutachten der Öffentlichkeit vorstellt,
einige wesentliche Passagen äußerst kritisch zu diskutieren wären. Zu nennen wären unter
anderem Aussagen im Buch zu Tabun-Granaten bei Helgoland, zur Größenordnung der noch
speziell in den niedersächsischen Gewässern anzunehmenden Menge von Munition, zum
Nicht-Vorhandensein von Sprengstoffen im Sediment, zur Monitoring-Strategie und zum
Räumungsbedarf.

Das Ziel meines WATERKANT-Aufsatzes war jedoch nicht, Sachstände in Gutachten von
Anfang der 1990er Jahre und ihre anschließende einseitig verzerrte Darstellung in der
Öffentlichkeit durch den Auftraggeber zu diskutieren. Auch lag es mir fern zu thematisieren,
dass alle damals in Ihrem Auftrag durchgeführten chemischen Untersuchungen – auf die sich
Ihre Gefährdungsabschätzung vor allem stützt – offensichtlich unbrauchbar sind.

Zielführender war für mich die Darstellung aktueller Entwicklungen und Meinungen zu
Rüstungsaltlasten mit Bezug unter anderem auf OSPAR, Sondergutachten des Umweltrates
und Wasserrahmenrichtlinie (WRRL). Aus diesem Grund habe ich mich hier auf die wertfreie
Darstellung von reinen Tatsachen aus Ihren Schriftsätzen beschränkt. Dass Sie deswegen
meine Fachkompetenz – ohne vorherige Kontaktaufnahme – auf offiziellem Briefpapier Ihres
Ministeriums gegenüber Dritten anzweifeln und um Veröffentlichung bitten, überrascht
mich und ist – auch vor dem Hintergrund möglicher wirtschaftlicher Folgen für mich –
unangemessen.

Grundsätzlich teile ich nicht Ihre im Leserbrief geäußerte Auffassung, dass Ihre damalige
Studie zu nachvollziehbaren und klaren Ergebnissen gekommen ist – ein relevantes Gefahren-
potenzial sei angeblich nicht vorhanden. Die Bewertung Ihrer alten Ergebnisse, die ich in
2003 unter anderem im Auftrag Ihres Ministeriums für das Küstengewässer Elbe erarbeitet
habe, wurde durch Ihre zuständigen Kollegen uneingeschränkt für den aktuellen B-Bericht
zur Wasserrahmenrichtlinie übernommen. »Es drängt sich deshalb viel mehr die Frage auf, ob
Sie wesentliche aktuelle Elemente des Themas nicht kennen.«

Dr. Stefan Nehring

AeT umweltplanung, Koblenz 

P.S.: Im Rahmen der festgeschriebenen Öffentlichkeitsbeteiligung bei der WRRL wird es in
nächster Zeit vermehrt die Gelegenheit geben, die Grundlagen Ihrer alten Gefähr-
dungsabschätzung hinsichtlich der speziell in den niedersächsischen Küstengewässern
wahrscheinlich noch lagernden 1,0 Millionen Tonnen Munition zu diskutieren. Ich bin
gern bereit, für Ihr Ministerium hier erneut tätig zu werden.



lometer belastet ist, ohne dass dies aber in
Seekarten eingezeichnet ist.

Der größte Teil der Munition in der Ost-
see stammt aus Versenkungsmaßnahmen
direkt nach Ende des 2. Weltkriegs. Die
Angaben über die Orte, die Gesamtmen-
gen und die Art der im Meer versenkten
Kampfmittel schwanken jedoch und ba-
sieren mehr auf Schätzungen als auf
konkreten Unterlagen. Als sicher gilt, dass
auf Veranlassung alliierter Dienststellen
1947/48 mehrere Schiffe mit insgesamt
rund 58.300 Tonnen deutscher Kampf-
stoffmunition (unter anderem Lost, Clark,
Tabun, Phosgen) in den Seegebieten öst-
lich und südwestlich von Bornholm ver-
senkt wurden (3). 1947 wurden zusätz-
lich 2000 Tonnen Kampfstoffmunition
südlich von Gotland versenkt. Nach Au-
genzeugenberichten ist es sehr wahr-
scheinlich, dass auf dem Weg von den
beiden Verladehäfen Wolgast und Pee-
nemünde nach Bornholm und Gotland
bei schlechtem Wetter oder einfach aus
Zeitgründen schon weit vor Erreichen der
angeordneten Versenkungsstelle Kampf-
stoffmunition über Bord gegeben wurde.
Heute wird auch davon ausgegangen,
dass die versenkte Kampfstoffmunition

vor allem durch Fischereiaktivitäten
weiträumig in der Ostsee verteilt wurde
und bis heute wird.

So wurden aktuell durch die HELCOM
(4) in der Ostsee große Gebiete als »risk
areas« ausgewiesen, in denen mit einem
erhöhten Vorkommen von Kampfstoffmu-

nition zu rechnen ist; auch die deutsche
Ostseeküste ist davon betroffen. Eine Pipe-
line von Russland nach Deutschland wird
diese Gebiete queren müssen. Zusätzlich
sind weitere bisher nicht bekannte Vor-
kommen von »Giftgas« nicht grundsätz-
lich auszuschließen. Dienststellen der
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Feierstunde: Schröder und Putin mit 
Energiemanagern nach Vertragsabschluss.
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DDR versenkten zwischen 1953 und
1965 etwa 200 Tonnen Kampfstoffmuni-
tion an unbekannter Stelle in der Ostsee
(3). Nach Presseberichten sollen nach
1947 durch die ehemalige UdSSR sogar
mehr als 300.000 Tonnen Kampfstoffmu-
nition in der Ostsee versenkt worden sein;
hierzu liegt aber bisher keine offizielle Be-
stätigung vor.

Im Vergleich zum »Giftgas« sind die Er-
kenntnisse über Vorkommen und Menge
von versenkter konventioneller Munition
in der Ostsee noch ungenauer und unü-
bersichtlicher. Bis heute liegen hierzu
keine gesicherten Erkenntnisse vor. Direkt
nach Ende des Krieges sollen allein von
Schleswig-Holstein aus mehr als 100.000
Tonnen Kampfmittel aller Art in die Ostsee
versenkt worden sein (2). Bei der Munition
handelte es sich überwiegend um Torpe-
dos, Fliegerbomben, Seeminen, Granaten
sowie Kleinmunition. Auf den Seekarten
sind für die gesamte Ostsee unzählige mu-
nitionsbelastete Gebiete eingezeichnet; al-
lein an der deutschen Ostseeküste gibt es
aktuell 14 Gebiete, die als »Unrein (Muni-
tion)« gekennzeichnet sind.

Im bisher nicht frei zugänglichen »Alt-
lastenatlas Ostsee (Baltic Ordnance

Pilot)«, der im Jahre 2000 durch die deut-
sche Marine erstellt wurde, finden sich
weitere Hinweise auf das Vorkommen von
Kampfmitteln. So sind hiernach mehrere
Seegebiete im weiteren Anlandungsbe-
reich bei Lubmin als Munitionsverdachts-
flächen ausgewiesen (2). Viele munitions-
belastete Gebiete werden bis heute auch
noch gar nicht bekannt sein, da eine ziel-
gerichtete differenzierte Aufarbeitung für
das deutsche und das gesamte restliche
Ostseegebiet fehlt; das Bundesamt für See-
schifffahrt und Hydrographier (BSH) auf
deutscher Seite und die HELCOM für die
internationale Ebene, die hier Verantwor-
tung zeigen könnten, beschränken sich
bis heute ausschließlich auf Kampfstoff-
munition in der zentralen Ostsee.

Nach bisher vorliegenden Erkenntnis-
sen ist davon auszugehen, dass ein Groß-
teil der Munition in der Ostsee noch voll
funktionsfähig ist (2). Das bedeutet, dass
diese durch mechanische Einwirkungen
zur Explosion gebracht werden kann mit
allen sich daraus ergebenden Konsequen-
zen. Infolge der langen Lagerung auf dem
Meeresgrund ist zu vermuten, dass viele
Munitionskörper in das Sediment einge-
sunken sind oder durch Sedimentumlage-

rungen überdeckt wurden. Dadurch ist es
äußerst schwierig, diese Munition mit der
vorhandenen Technik eindeutig zu detek-
tieren. Das ist jedoch eine Grundvoraus-
setzung, wenn man größere mechanische
Eingriffe in das Sediment plant.

Sogar Räumungsspezialisten haben
große Schwierigkeiten, alle Munitionsbe-
lastungen vorab zu erkennen. Während
einer kontrollierten Seeminensprengung
in 2003 durch eine Marineeinheit der
NATO explodierten wenige Sekunden spä-
ter überraschend nicht vorab detektierte
Kampfstoffgranaten, die im Sediment la-
gerten; mehrere Marinesoldaten erlitten
starke Verletzungen. Bei der geplanten 
Pipeline-Verlegung ist daher im Vergleich
zu einer Landtrasse mit einem viel höhe-
ren Unfallrisiko zu rechnen. Nicht auszu-
schließen ist auch, dass durch die Eingrif-
fe in das Sediment Munition wieder
vermehrt freigelegt wird und das Gefah-
renpotenzial für die Fischerei ansteigt.
Auch könnten Munition oder deren kom-
pakten chemischen Inhaltsstoffe wie bei-
spielsweise das hoch gefährliche Zählost
vermehrt an die Strände gespült werden;
ein erhöhtes Gefahrenpotenzial für jeden
Strandbesucher.
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Eine in Betrieb befindliche Pipeline auf
dem Meeresgrund besitzt für sich auch
eine größere Bedrohung für Mensch und
Umwelt als eine an Land verlegte. Ein
Leck an Land kann relativ schnell ent-
deckt werden, eine etwa durch Muniti-
onseinwirkung havarierte Unterseeleitung
bleibt tagelang unentdeckt. Das dann in
großen Mengen ausströmende Erdgas
wird – neben finanziellen Verlusten – er-
hebliche negative Auswirkungen auf das
Ökosystem Ostsee nach sich ziehen. Sollte
es zudem zu einer Gasexplosion kommen,
sind Kenterungen von Schiffen und Be-
schädigungen an Küstenbauwerken denk-
bar. Allgemein gilt zudem für viele 
Pipelines, dass mindestens ein Prozent des
Erdgases beim Transport durch kleine 
Undichtigkeiten im Rohr kontinuierlich
entweicht; welche ökologischen Konse-
quenzen damit im marinen Bereich ver-
bunden wären, ist bisher nicht unter-
sucht worden.

Sicherlich ist davon auszugehen, dass
nicht jeder beim Bau und Betrieb mecha-
nisch beanspruchte Munitionskörper ex-
plodieren wird. Beschädigungen an der
Munition aber, die einen erhöhten Aus-
tritt von chemischen Inhaltsstoffen nach
sich ziehen, werden verstärkt auftreten.
In vielen Fällen gelten die freigesetzten
Stoffe als toxisch, krebserzeugend
und/oder erbgutverändernd (2). Untersu-
chungen aus dem Jahre 1992 von Boden-
proben vor Bornholm ergaben teilweise
hohe Werte von Kampfstoff spezifischen
Stoffen (Clark I, Arsen). Eine deutsche 
Expertenkommission unter Federführung
des BSH stellte hierzu fest, dass Clark I
und seine Reaktionsprodukte auf dem
Meeresgrund lange Zeit konserviert und
in Organismen angereichert werden kön-
nen (3). Die Frage, welche genauen Aus-
wirkungen diese Stoffe und die vielen an-
deren gefährlichen Munitionsinhaltsstoffe

auf die Umwelt haben, wurde nicht näher
erörtert. Bis heute gibt es keine Messwerte
zur Belastung der Ostsee mit Explosiv-
und Kampfstoffen (Sediment, Wasser,
Biota), die eine sach- und fachgerechte
Beurteilung der Auswirkungen der Rü-
stungsaltlasten ermöglichen würden.

Dennoch sieht das bisherige behördli-
che Konzept zum Umgang mit der Muniti-
on in der Ostsee vor, keine Sanierungs-
maßnahmen durchzuführen, sondern die
gesamte Munition still vor sich hin rosten
zu lassen. Eine Bergung und die sich dar-
aus ergebende Gefährdung von Mensch
und Umwelt wäre nach Ansicht der
Behörden ungleich größer als das 
bestehende Gefahrenpotenzial. Eine hin-
reichend mit Daten abgesicherte Begrün-
dung dieser Feststellung wurde bisher je-
doch nicht vorgelegt. Daher wird das
behördliche Konzept seit einigen Jahren

zunehmend in Frage gestellt (5). Nach
den neuesten vorliegenden Erkenntnissen
sollte aus Vorsorgegründen eine umge-
hende Erarbeitung eines Sanierungskon-
zeptes für die Rüstungsaltlasten im Meer
und speziell in der Ostsee erfolgen. Dies ist
insbesondere unabdingbar, weil die Tras-
senführung der »North-European Gas 
Pipeline« durch die Ostsee erfolgen soll.

Die zuständigen Regierungsstellen müs-
sen sich jetzt auch der Problematik zu-
wenden, dass Gazprom keine Verpflich-
tung übernehmen will, die am Boden der
Ostsee gelagerten chemischen Waffen zu
entfernen oder gar zu entsorgen (6). Gaz-
prom räumte zwar im September 2005
während einer Konferenz über den Bau
der Gas-Pipeline ein, dass es durch den
Bau und die auf dem Grund lagernde
Munition Probleme für die Umwelt gebe
(6). Der Sprecher versicherte aber: »Wir
werden versuchen, eventuelle Lager zu
umgehen.« 

Dieses Versprechen würde bedeuten,
dass eine flächendeckende und spezifische
Aufnahme aller Rüstungsaltlasten in der
Ostsee vorab metergenau durchzuführen
wäre. Bisher liegt diese nicht vor. Erst auf
Grundlage der erforderlichen Untersu-
chungen könnten die Risiken der Pipeli-
ne-Verlegung und ihres Betriebs, soweit
sie mit der Munition verbunden sind, kal-
kulierbarer werden. Ob sich hieraus eine
uneingeschränkte Zustimmung für den
Bau durch die Ostsee ergeben wird, ist
offen, wie auch alle weiteren Fragen zu
anderen relevanten Risiken: Geologische
Prozesse, Schleppnetzfischerei, Ankerun-
gen etc.�
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Eine deutsche Kampfstoffbombe, 
zu Tausenden in der Ostsee versenkt.
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